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Anlage 8 
 
Bebauungsplan Vergnügungsstätten und andere Einrichtungen im 
Stadtbezirk Bad Cannstatt (Ca 301) 
 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
wurde gemäß § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 21. November 2013 bis 30. Dezem-
ber 2013 durchgeführt. 
 
Behörde/ 
Träger öffent-
licher Belange 

Stellungnahme Stellungnahme der 
Verwaltung 

Berück-
sichtigt 
Ja nein 

Amt für Um-
weltschutz 
(Schreiben vom 
16.12.2013) 

„Gegen den Bebauungsplan be-
stehen keine Bedenken.“ 

Zur Kenntnis ge-
nommen 

X  

Bundesanstalt 
für Immobilien-
aufgaben 

Keine Stellungnahme abgegeben -  X 

DB Services 
Immobilien 
GmbH 
(Schreiben vom 
18.12.2013) 
 

„Immissionen aus dem Bau, dem 
Betrieb und der Unterhaltung der 
Eisenbahn sind entschädigungslos 
zu dulden, hierzu gehören auch 
Bremsstaub, Lärm, Erschütterun-
gen und elektrische Beeinflussun-
gen durch magnetische Felder. 
Schutzmaßnahmen gegen Einwir-
kungen aus dem Bereich der Ei-
senbahn haben auf Kosten der 
Landeshauptstadt/der Bauherren 
zu erfolgen. 
Bei Planungen und Baumaßnah-
men im Umfeld der Bahnlinie und 
von Bahnflächen ist die Deutsche 
Bahn AG als Angrenzer rechtzeitig 
zu beteiligen und anzuhören. 
Kabel und Leitungen der Deut-
schen Bahn AG können auch au-
ßerhalb von DB-eigenem Gelände 
verlegt sein. Rechtzeitig vor Be-
ginn von Maßnahmen empfehlen 
wir daher eine Kabel- und Lei-
tungsprüfung durchzuführen. 
Zum Umfang und Detaillierungs-
grad der Umweltprüfung können 
wir leider keine Angaben machen. 
 
Wir bitten Sie, uns weiter am Ver-
fahren zu beteiligen.“ 

Im Bebauungsplan 
werden keine weite-
ren Baumöglichkei-
ten geschaffen. Er 
differenziert lediglich 
die Festsetzungen 
der vorhandenen 
Bebauungspläne 
bzgl. bestimmter 
Nutzungsarten und 
setzt für Gebiete, 
die nach § 34 
BauGB zu beurtei-
len sind, nach § 9 
Abs. 2 b BauGB 
einen Ausschluss 
von Vergnügungs-
stätten fest. Daher 
ist es nicht erforder-
lich, einen Hinweis 
auf die Immissions-
situation in den Be-
bauungsplan aufzu-
nehmen. 
 
 
 
 
Die weitere Beteili-
gung am Verfahren 
ist erfolgt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

X 

X 



 - 2 - 

Behörde/ 
Träger öffent-
licher Belange 

Stellungnahme Stellungnahme der 
Verwaltung 

Berück-
sichtigt 
Ja nein 

Eisenbahn-
Bundesamt 
(Schreiben vom 
03.12.2013) 
 

„Von Seiten des Eisenbahn-
Bundesamtes bestehen keine Be-
denken gegen den Bebauungsplan 
Vergnügungseinrichtungen und 
andere Einrichtungen im Stadtbe-
zirk Bad Cannstatt (Ca 301).“ 

Zur Kenntnis ge-
nommen 

X  

Gesundheits-
amt 
(Schreiben vom 
17.12.2013) 

„Keine Einwände.“ 
 

Zur Kenntnis ge-
nommen 

X  

Handwerks-
kammer Region 
Stuttgart 
(Schreiben vom 
03.12.2013) 

„[…] nach wie vor haben wir weder 
zu diesem Bebauungsplan noch 
zum Umfang und Detaillierungs-
grad der Umweltprüfung Bedenken 
oder Anregungen.“ 
 

Zur Kenntnis ge-
nommen 

X  

Industrie- und 
Handels-
kammer (IHK) 
(Schreiben vom 
19.12.2013) 
 

„Die IHK Region Stuttgart unter-
stützt die Vergnügungsstätten-
Konzeption und den der Umset-
zung dienenden Bebauungsplan 
für Bad Cannstatt. Insbesondere 
werden auch die Regelungen für 
die Bestandsbetriebe (erweiterter 
Bestandsschutz unter Ausschluss 
von Erweiterungen) gutgeheißen.“ 

Zur Kenntnis ge-
nommen 

X  

Regierungs-
präsidium  
Stuttgart  
(Schreiben vom 
23.12.2014) 
 

„Da der gesamte Stadtbezirk Bad 
Cannstatt überplant werden soll, 
wird aus raumordnerischer Sicht 
angeregt, auch die vorhandenen 
Regelungen zum Einzelhandel zu 
überprüfen und ggfs. bestehende 
ältere Bebauungspläne auf die gel-
tende BauNVO umzustellen bzw. 
in Bebauungsplänen, die bisher 
noch keine Regelungen zum Ein-
zelhandel enthalten, hierzu Rege-
lungen aufzunehmen, insbesonde-
re im Hinblick auf PS 2.4.3.2.8 (Z) 
Regionalplan Stuttgart - Agglome-
rationsregelung. 
 
Gemäß § 26 Abs. 3 LplG wird ge-
beten, dem Regierungspräsidium 
eine Mehrfertigung des Planes 
nach der Genehmigung oder Er-
langung der Verbindlichkeit zur 
Aufnahme in das Raumordnungs-
kataster im Originalmaßstab und 
wenn möglich in digitaler Form zu-
gehen zu lassen. 

Regelungen zum 
Einzelhandel wer-
den in gesonderten 
Verfahren getroffen 
(z. B. Bebauungs-
planverfahren 
Ca 305: Regelung 
der Zulässigkeit von 
Einzelhandelsbe-
trieben in Bad 
Cannstatt, links des 
Neckars und Müns-
ter, westlich der 
Bahnlinie). 
 
 
Wird zugesagt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

X 
 
 
 
 
 
 
 
 

X 
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Behörde/ 
Träger öffent-
licher Belange 

Stellungnahme Stellungnahme der 
Verwaltung 

Berück-
sichtigt 
Ja nein 

 
Hinweis: Abteilung 8 – Landesamt 
für Denkmalpflege meldet Fehlan-
zeige.“ 

 
Zur Kenntnis ge-
nommen 

 
X 

Verband Region 
Stuttgart 
(Schreiben vom 
28.11.2013) 

„Dem vorgesehenen Bebauungs-
plan zur Regelung der Zulässigkeit 
von Vergnügungsstätten und ande-
ren Einrichtungen im oben genann-
ten Stadtbezirk stehen keine regi-
onalplanerischen Ziele entgegen. 
 
Eine verbindliche regionalplaneri-
sche Stellungnahme wird dann zu 
den weiter ausgearbeiteten Plan-
unterlagen abgegeben. Die im An-
schreiben angekündigte Änderung 
des Geltungsbereichs bitten wir 
auch in den Lageplan aufzuneh-
men. 
 
Wir bitten, uns weiter am Verfah-
ren zu beteiligen.“ 

Zur Kenntnis ge-
nommen 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis ge-
nommen 
 
 
 
 
 
 
 
Die weitere Beteili-
gung am Verfahren 
ist erfolgt. 

X 
 
 
 
 
 
 

X 
 
 
 
 
 
 
 
 

X 

 

Stadtverwaltung 
Fellbach 
(Schreiben vom 
28.11.2013) 

Die von Ihnen vorläufig getroffene 
Einschätzung der Umweltauswir-
kungen ist unserem Erachten 
nach, unter Berücksichtigung der 
beabsichtigten Neuregelung von 
Vergnügungsstätten, vollständig 
und korrekt. 
 
Wir haben keine weiteren Beden-
ken und Anregungen und bitten, 
uns weiterhin am Verfahren zu be-
teiligen.“ 

Zur Kenntnis ge-
nommen 
 
 
 
 
 
 
Die weitere Beteili-
gung am Verfahren 
ist erfolgt. 

X 
 
 
 
 
 
 
 

X 

 

 
 
 


